
Solidarität statt nationaler Ablenkung
Vor  mehr  als  zwei  Jahren  überwanden tausende
Menschen  die  europäischen  Grenzzäune  und  ka-
men  seit  Jahren  das  erste  Mal  wieder  bis  nach
Deutschland. So zwangen sie den Herrschenden in
Europa eine längst  fällig  gewordene  Debatte über
die  Konsequenzen  der  eigenen  Politik  auf.  Denn
schließlich flohen diese Menschen vor jenen Dikta-
turen und Kriegen,  der Armut und Perspektivlosig-
keit, deren Existenz die EU mit zu verantworten hat
und hatte. Doch anstatt die Grundlagen der Flucht-
bewegungen zu bekämpfen, verwischten die Regie-
rungen ihre Mitverantwortlichkeit, indem sie sich als
die Retter in der Not inszenierten. 

Fluchtursachen bekämpfen?
Angela Merkel sprach von „Willkommenskultur“ und
Mitgefühl, doch  diese „Willkommenskultur“ existier-
te nur so lange, wie Menschen auf den Straßen, in
Flüchtlingsheimen oder in Bahnhöfen für sie eintra-
ten. 

Nach den krassen Verschärfungen der Asylgesetze
und dem Errichten von Grenzzäunen in ganz Euro-
pa letztes Jahr werden im Jahr 2017 neue Forderun-
gen laut. Der SPD-Bundestagsfraktionschef Opper-
mann will z.B. Bootsflüchtlinge nach Nordafrika ab-
schieben und in Auffanglagern stationieren. Er kann
sich vorstellen, mit armen und bürgerkriegszerrütte-
ten Ländern wie Libyen zu kooperieren. Dabei hatte
selbst das Auswärtige Amt in einem internen Bericht
von  „allerschwersten,  systematischen  Menschen-
rechtsverletzungen in  Libyen“ gesprochen  und vor
Folter und Mord in den Lagern gewarnt. Es ist nur
der neueste Versuch, Fluchtsymptome zu bekämp-
fen, anstatt ihre Ursachen zu bekämpfen.

Dies  ist  nur  ein  Beispiel,  welches  zeigt,   wie  viel
„echtes“ Mitgefühl  die deutsche Regierung für  das
Elend  dieser  Menschen hat.  Denn  Fluchtursachen
bekämpfen, Armut beseitigen und ein besseres Le-
ben für alle kostet eine ganze Menge Geld. Doch es
sich  von den Unternehmen zu holen,  deren Profit
auf  dieser  Armut  und Ausbeutung  basiert,  würden
sich weder die SPD, CDU noch die AfD einfallen las-
sen.

Rassismus – ein Mittel des Kapitalismus
Gerade weil die „Willkommenskultur“ politische Au-
genwischerei war, zeigt sich in Deutschland und Eu-
ropa oftmals ein anderes Bild. Rassistische Übergrif-
fe  und  Angriffe  auf  Flüchtlingsheime  haben  sich

2016 im Vergleich zum Vorjahr mehr als verdoppelt.
Die AfD und ihre Sprache und Politik werden norma-
lisiert, teils von Politiker/innen von SPD und CDU di-
rekt  übernommen.   Und  nicht  nur  in  Deutschland
nimmt die Gewalt gegen Geflüchtete und Schutzsu-
chende zu. Nach dem Brexit und dem Sieg Trumps
z.B. stieg die Zahl der rassistischen Beleidigungen
und Angriffe in den jeweiligen Ländern deutlich an.
In einer Moschee in Quebec (französischsprachiges
Kanada)  eröffnete  ein  Anhänger  von  Trump  das
Feuer  auf  Unbewaffnete  und  tötete  sechs  Men-
schen. Er war ebenso Anhänger des französischen
Front  National,  welcher  bei  den  Wahlen  im  April
stärkste Kraft zu werden droht mit seiner Anführerin
Marine Le Pen.

Wir  sehen wohin  die  Siege  von Rassist/innen wie
Trump und Le Pen führen: Überall erfahren Minder-
heiten vermehrt gewalttätige Übergriffe, doch die so-
zialen  Probleme  verschärfen  sich  immer  weiter.
Rassismus ist ein dienliches Mittel, um von der kapi-
talistischen Verarmung und Ausbeutung abzulenken.
Flüchtlinge sind jedoch nicht für niedrige Löhne oder
soziale  Kürzungen  verantwortlich.  Die  begannen
Jahre  und  Jahrzehnte  bevor  es  den  Begriff  der
„Flüchtlingskrise“ überhaupt gab, wie in Deutschland
mit Agenda 2010 und Hartz IV.

Die Angst vor „den Flüchtlingen“ oder „den Nordafri-
kanern“ oder überhaupt allem Fremden verschließt
den Blick auf unsere wirklichen Ängste: Kann ich die
Miete noch bezahlen? Oder muss ich beim Essen
oder Heizen sparen? Finde ich noch einen anderen
Job? 

Nur gemeinsam können wir etwas ändern!
Doch darüber möchte weder  Trump, noch Le Pen
oder Petry sprechen -  sie erklären den Nationalis-
mus als Lösung aller Probleme. Doch am Ende sol-
len  wir  nur  mehr  für  die  eigenen  Kapitalist/innen
schuften. Und  jene, vor denen sie Ängste schüren,
sollen  noch härter  arbeiten und noch weniger  be-
kommen.  Doch  für  uns  alle,  ob  wir  geflohen  sind
oder  hier  geboren,  bleiben  dieselben  Fragen.  Für
uns alle  hat  der  Kapitalismus  Verunsicherung  und
Angst  im  Angebot.  Wir  alle  sind  von  derselben
Politik betroffen. Nicht Trump, Petry und Co. stehen
auf unserer Seite, sondern die Geflüchteten und Im-
migrant/innen! Und nur zusammen können wir wirk-
lich etwas verändern!
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Von Kollegen für Kollegen...

Hurra, hurra die ... brennt?
Da in kurzer Zeit zwei Gtws (BR646) gebrannt haben,
hat  Regio  etliche  Fahrzeuge  aus  dem  Rennen
genommen, um diese in der Werkstatt überprüfen zu
lassen. Wahrscheinlich um einem EBA-Erlass, der die
komplette Baureihe stillgelegt hätte, zuvorzukommen.
Was uns in der Schulzeit vielleicht gefreut hätte, kann
in  unserem  Ausbeutungsverhältnis  zum  Problem
werden.  Denn  es  fallen  aus  Fahrzeugmangel  viele
Schichten flach. Den Kollegen wird gesagt, dass sie
frei  hätten  und  Minusstunden  entstehen,  die
irgendwann nachgearbeitet werden müssten.
Das  sehen  wir  anders.  Das  Management  betont
immer  wieder  gerne,  dass  sie  das  wirtschaftliche
Risiko tragen würden. Sie sind auf jeden Fall für die
Fahrzeugsituation verantwortlich. Aber sobald es ein
Problem gibt, versuchen sie das auf uns abzuwälzen.
Wir haben also keinen Grund, auch nur eine Minute
Miese zu machen.

Krankes System
Regio versucht auf jedem Weg, die Stundenkonten zu
reduzieren.  Da  wird  auch  gerne  mal  bei  den
Stundenabrechnungen getrickst, wenn wir mal krank
werden.  Besonders  bei  Teilzeit  und  längeren
Ausfällen  gibt  es  oft  Schmu  zu  Gunsten  des
Unternehmens,  wenn  ausgefallene  Schichten  nicht
mit den vorgesehenen Stunden veranschlagt werden,
so  dass  man  nach  der  Krankheit  plötzlich
Minusstunden hat.
Für  Krankheit  bestraft  zu  werden,  ist  schon  ganz
schön krank.

Akute Gelbsucht?
Das  von  der  S-Bahnleitung  angepriesene  neue
Konzept für die Lrf leidet unter… Mangel an Lrf. Nicht
nur  fehlt  die  Begeisterung  unter  den  Kollegen,  die
sind  weiterhin  stinkesauer.  Jetzt  fehlen  viele  ganz.
Berliner Modell, wahrscheinlich immer noch sexy.

Rumänien: Selbst-Amnestie fehlgeschlagen
Seit  Tagen  demonstrieren  etwa  500.000  Menschen
täglich, und das in einem Land mit 20 Mio. Menschen.
Da muss die Wut groß sein.
In  aller  „Eile“  hatte  die  Regierung  in  einer
Nachtsitzung  ein  Dekret  verabschiedet,  was
Korruption erleichtert  hätte.  Laut  dem neuen Dekret
sollte  Amtsmissbrauch  nur  strafrechtlich  verfolgt
werden,  wenn  der  Schaden  bei  mindestens 44.000
Euro liegt. Auch sollte es eine Amnestie für bestimmte
Strafgefangene  geben,  darunter  viele  Politiker  der
Regierungsparteien, die wegen Korruption sitzen.
Die  Regierung  hat  inzwischen  das  Dekret
zurückgenommen.  Doch  den  Protestierenden  reicht
das nicht. Die Demonstrationen gehen weiter.

Elektronischer Angriff
Bei den Verhandlungen um Arbeitszeit und Tablet hat
die  S-Bahnriege  klargemacht,  dass  die
Vorbereitungszeit  zu  Schichtbeginn  auf  jeden  Fall
gestrichen werden soll  und sie das mit  aller Gewalt
durchsetzen wollen.  Das verdient  eine gemeinsame
Reaktion  der  Kollegen!  Statt  Streichung  der
Vorbereitungszeit  brauchen wir  eine Verlängerung –
wir hatten nicht umsonst früher deutlich mehr.
Gerade  aus  dem  Bademantel  gepellt  und  die
Puschen  abgestriffen  soll  es  direkt  auf  dem
Führerstand  losgehen?  Nee,  ohne  Vorbereitung
können wir keinen Zug fahren…

Streikführer Grube?
Laut offizieller Verlautbarung sollen Grube die neuen
Konditionen  des  DB-Konzerns  nicht  geschmeckt
haben. Und deshalb hat er die Arbeit niedergelegt…
So einfach ist das, wenn man oben schwimmt. Und
über  seine  Zukunft  muss  er  sich  keine  Sorgen
machen.  Arbeitsniederlegung,  wer  von  uns  denkt
nicht  daran?  Die  Arbeit  hinschmeißen,  wenn  der
Vorstand unsere Forderungen nicht erfüllt! Eifern wir
doch unserem Ex-Vorturner Grube nach.
Oder  ist  das  nur  der  Anfang  des  Projektes
„führerloses  Fahren“  und  die  fangen  in  der
Führungsebene schon mal an?

Streiks – die Sprache, die verstanden wird
Das Bodenpersonal der Flughäfen Stuttgart, Hamburg
und  Berlin  hat  am  Mittwoch  gestreikt.  Die
Hauptforderung:  1  €  mehr  pro  Stunde.  In  der
nächsten  Woche  stehen  auch  Streiks  bei  Kitas,
Schulen  und  Verwaltungen  an.  Während  die
Schlichtung  zwischen  GDL und  Bahn  für  10  Tage
ausgesetzt  und  weiterhin  Stillschweigen  vereinbart
wurde,  sprechen die Arbeitenden an Flughäfen und
im Öffentlichen Dienst die Sprache, mit der sicher ist,
dass die Botschaft ankommt: Ohne uns läuft nichts!
Allein  in  Berlin  fielen  137  Flüge  aus.  Es  wird  Zeit,
dass auch wir wieder mitreden!

Unruhe in der Uni
Nachdem der Bürgermeister von Berlin den Rücktritt
von  Uni-Dozent  Andrej  Holm  als  Staatssekretär  für
Wohnen  gefordert  hatte,  hat  auch  die  Leitung  der
Humboldt-Universität ihn gleich gekündigt.
Die Studenten haben aber verstanden, dass es nicht
um die Vergangenheit von Holm ging. Holm war zwar
ein paar Monate bei der Stasi als er 19 Jahre war,
aber  er  ist  ein  guter  Dozent...  und er  hat  sich  klar
gegen die explodierenden Mieten positioniert!
Die Studenten fordern die Rücknahme der Kündigung
von Holm und besetzen dafür seit  drei Wochen das
Erdgeschoß  des  Instituts  für  Sozialwissenschaften.
Während  die  Leitung  der  Uni  trickst  und  ihre
Personalentscheidung  auf  Gerichte  abwälzt,  halten
die Studenten durch.
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